
Anlage zur Klage gegen Postbank – eine Niederlassung der Deutsche Bank AG 
 
 

Es werden Unterlassungsanträge bezüglich nachfolgender verbraucherschutzwidriger 
Praktiken geltend gemacht: 

 
zu unterlassen,  
 
im Rahmen geschäftlicher Handlungen gegenüber Verbrauchern, bei denen 
es sich um Kunden der „Postbank – eine Niederlassung der Deutsche Bank 
AG“ handelt, 
 

a) vom Zeitpunkt des Zugangs einer Kündigung eines 
Girokontovertrages, für dessen Kündigung keine Kündigungsfrist 
vereinbart wurde, bis zur abschließenden Bearbeitung der Kündigung 
und Schließung des Kontos einen Zeitraum von mehr als drei Wochen 
verstreichen zu lassen, obwohl der Verbraucher in seiner Kündigung 
durch die Angabe eines Kündigungstermins zum Ausdruck gebracht 
hat, die Schließung des Kontos innerhalb einer Woche zu wünschen, 
wenn dies geschieht, wie im Fall der Verbraucherin K. S., 
 
und/oder 
 
b) nach Beendigung eines Girokontovertrages infolge kundenseitiger 
Kündigung noch Entgelte für die Zusendung des Finanzstatus vom 
Konto des Verbrauchers abzubuchen, 
 
wie geschehen, wie in der k1 abgebildet, 
 
und/oder 
 
c) wie in der Anlage k2 abgebildet, im Internet, auf der Website unter 
der URL www.postbank.de für die Sperrung der Postbank Card und der 
SparCard eine Rufnummer anzugeben, mit der Verbraucher eine 
Bankkarte besonders schnell und unkompliziert telefonisch sperren 
lassen können sollen, wenn sie unter dieser Rufnummer über einen 
Zeitraum von mehreren Stunden nicht erreichbar ist, 
 
wenn dies geschieht, wie im Fall der Verbraucher M. R. und H. R., 





Anlage k2


